
8. Кар. — Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtl. Verantwortlichkeit 1

(2) Das Gericht kann zur Entscheidung 
über die Beendigung des Vollzuges der 
Freiheitsstrafe und die Ausweisung eine 
mündliche Verhandlung durchführen.

§352
(außer Kraft)

Anmerkung: Gemäß Ziff. II.6. derAnl. zum 
2. StÄG mit Wirkung vom 5. 5.1977 aufge­
hoben.

§353
Maßnahmen zur Wiedereingliederung 
Vorbestrafter
(1) Das Gericht hat, wenn es im Urteil 
gemäß § 47 Absatz 1 des Strafgesetzbuches 
festgelegt hat, daß es die Notwendigkeit 
besonderer Maßnahmen zur Wiedereinglie­
derung des Verurteilten in das gesellschaft­
liche Leben prüfen wird, vor der Entlas­
sung des Verurteilten aus dem Strafvoll­
zug durch Beschluß über die Notwendig­
keit der gemäß § 47 Abs. 2 des Strafgesetz­
buches zulässigen Maßnahmen zu entschei­
den.
(2) Das Gericht kann zur Entscheidung 
über diese Maßnahmen eine mündliche 
Verhandlung durchführen.

Anmerkung: Vgl. §40 der l.DB zur StPO 
(Reg.-Nr. 1.1.).

§354
Absehen von der Verwirklichung 
der Maßnahmen
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
(1) Von der Verwirklichung von Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit kann abgesehen werden, wenn der 
Verurteilte wegen einer anderen Tat einem 
anderen Staat ausgeliefert wird.
(2) Die Verwirklichung von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ist 
nicht einzuleiten oder zu beenden, wenn 
der Verurteilte zur Verwirklichung der 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit einem anderen Staat überge­
ben wird.

Anmerkung: Vgl. Übergabe-Konvention
(Reg.-Nr. 4.1.) und § 4 Abs. 2 des Ausfüh­
rungsgesetzes zu dieser Konvention (Reg.- 
Nr. 4.).

(3) Kehrt der Verurteilte zurück, kann die 
Verwirklichung der nicht durchgeführten 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit nachgeholt werden.

§355
Nachträgliche Bildung einer Hauptstrafe
(1) Ist jemand durch verschiedene rechts­
kräftige Urteile zu Freiheitsstrafen verur­
teilt worden und ist dabei der §64 des 
Strafgesetzbuches außer Betracht geblieben, 
ist aus den erkannten Strafen durch ge­
richtlichen Beschluß nachträglich eine 
Hauptstrafe zu bilden.
(2) Ist nachträglich eine Hauptstrafe zu bil­
den und waren die Urteile von verschiede­
nen Gerichten erlassen, entscheidet das Ge­
richt, dessen Urteil zuletzt ergangen ist.

§356
Auslegung des Urteils
(1) Wenn über die Auslegung des Urteils 
oder über die Berechnung der erkannten 
Strafe mit Freiheitsentzug Zweifel entste­
hen, ist die Entscheidung des Gerichts 
herbeizuführen. In der Regel soll das 
Gericht in der Zusammensetzung entschei­
den, in der es das Urteil gesprochen hat. 
Diese Entscheidung kann nicht angefochten 
werden.
(2) Die Verwirklichung der Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit wird 
dadurch nicht gehemmt; das Gericht kann 
jedoch einen Aufschub oder eine Unterbre­
chung der Verwirklichung der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit an­
ordnen.

Mitwirkung von Schöffen 
und mündliche Verhandlung
§357
(1) Die bei der Verwirklichung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit zu treffenden gerichtlichen Ent­
scheidungen sind vom Gericht erster In­
stanz zu erlassen.
(2) Das Gericht entscheidet unter Mitwir­
kung von Schöffen, wenn das Hauptverfah­
ren in erster Instanz vor einem Kollegial­
gericht stattgefunden hat und zur Vorberei­
tung der Entscheidung eine mündliche Ver­
handlung durchgeführt oder eine nicht 
zwingend vorgeschriebene Entscheidung 
zuungunsten des Verurteilten getroffen 
werden soll. In den übrigen Fällen ent­
scheidet das Gericht durch den Richter.
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